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Anschläger im Hebezeugbetrieb:

Voraussetzungen sind gesetzlich 
präzise geregelt
Von Dr. Rudolf Saller, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Transport- und Speditionsrecht, Altötting

Ein Unternehmer, der Anschläger von Lasten im Hebezeugbetrieb einsetzt, muss über Mitarbeiter verfügen, die in 
Theorie und Praxis erfolgreich fachlich unterwiesen worden sind (Grundlagen waren insbesondere die BetrSichV, 
die DGUV Vorschrift Nr. 1 (Grundsätze der Prävention): die §§ 29 und 30, DGUV Vorschrift 52 (Krane): die § 30 Abs. 
10, DGUV Vorschrift 54 (Winden, Hub- und Zuggeräte): die § 28 DGUV Vorschrift 68 (Flurförderzeuge): die § 27,  
außerdem nach DGUV-Grundsatz 309-003 (früher BGG 921/VDI 2194), DGUV-Information 209-013 (früher  
BGI 556), DGUV-Regel 109-005 (Gebrauch von Anschlagdrahtseilen = früher BGR 151) und DGUV-Regel 109-
006 (Gebrauch von Anschlag-Faserseilen = früher BGR 152) und DGUV-Regel 100-500 Kap. 2.8 und 2.12 
(Lastaufnahmemittel im Hebezeugbetrieb (= früher BGR 500).

Bereitstellung
(Auszug DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“ = früher BGV 
A1, § 29)
(1) Der Unternehmer hat gemäß § 2 der PSA-Benutzungsverordnung 

den Versicherten geeignete persönliche Schutzausrüstungen bereit-
zustellen; vor der Bereitstellung hat er die Versicherten anzuhören.

(2) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die persönlichen 
Schutzausrüstungen den Versicherten in ausreichender Anzahl 
zur persönlichen Verwendung für die Tätigkeit am Arbeitsplatz 
zur Verfügung gestellt werden. Für die bereitgestellten persönli-
chen Schutzausrüstungen müssen EG-Konformitätserklärungen 
vorliegen.

Benutzung
(Auszug DGUV Vorschrift 1: § 30 Benutzung)
1. 	 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass persönliche Schutz-

ausrüstungen entsprechend bestehender Tragezeitbegrenzungen 
und Gebrauchsdauern bestimmungsgemäß benutzt werden.

2. 	 Die Versicherten haben die persönlichen Schutzausrüstungen be-
stimmungsgemäß zu benutzen, regelmäßig auf ihren ordnungsge-
mäßen Zustand zu prüfen und festgestellte Mängel dem Unterneh-
mer unverzüglich zu melden.

Unterrichtung und Unterweisung
(Auszug BetrSichV (2015) § 12)
1. 	 Bevor Beschäftigte Arbeitsmittel erstmalig verwenden, hat der 

Arbeitgeber ihnen ausreichende und angemessene Informati-
onen anhand der Gefährdungsbeurteilung in einer für die Be-
schäftigten verständlichen Form und Sprache zur Verfügung zu 
stellen über:

1.1. 	 vorhandene Gefährdungen bei der Verwendung von Arbeits-
mitteln einschließlich damit verbundener Gefährdungen durch 
die Arbeitsumgebung,

1.2. 	 erforderliche Schutzmaßnahmen und Verhaltensregelungen 
und

1.3. 	 Maßnahmen bei Betriebsstörungen, Unfällen und zur Ersten 
Hilfe bei Notfällen.

2. 	 Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten vor Aufnahme der Ver-
wendung von Arbeitsmitteln tätigkeitsbezogen anhand der In-

formationen nach Satz 1 zu unterweisen. Danach hat er in regel-
mäßigen Abständen, mindestens jedoch einmal jährlich für die 
mit der Durchführung von Instandsetzungs-, Wartungs- und 
Umbauarbeiten beauftragten Beschäftigten eine angemessene 
spezielle Unterweisung durchzuführen (vgl. Betriebsanweisung 
„Krane – Anschlagen von Lasten). Insbesondere gilt nach An-
hang Nr. 1 zur BetrSichV (2015) Folgendes: 

	 Besondere Vorschriften für die Verwendung von 
	 Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten 
2.1	 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Standsicherheit 

und Festigkeit von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten, ihrer 
Lastaufnahmeeinrichtungen und gegebenenfalls abnehmbarer 
Teile jederzeit sichergestellt sind. Hierbei hat er auch besondere 
Bedingungen wie Witterung, Transport, Auf- und Abbau, mög-
liche Ausfälle und vorgesehene Prüfungen, auch mit Prüflast, zu 
berücksichtigen.

	 Sofern nach der Gefährdungsbeurteilung erforderlich, hat der 
Arbeitgeber Arbeitsmittel mit einer Einrichtung zu versehen, 
die ein Überschreiten der zulässigen Tragfähigkeit verhindert. 
Auch sind Belastungen der Aufhängepunkte oder der Veranke-
rungspunkte an den tragenden Teilen zu berücksichtigen.

	 Demontierbare und mobile Arbeitsmittel zum Heben von 
Lasten müssen so aufgestellt und verwendet werden, dass die 
Standsicherheit des Arbeitsmittels gewährleistet ist und dessen 
Kippen, Verschieben oder Abrutschen verhindert wird. Der Ar-
beitgeber hat dafür zu sorgen, dass die korrekte Durchführung 
der Maßnahmen von einem hierzu besonders eingewiesenen 
Beschäftigten überprüft wird.

2.2	 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel zum 
Heben von Lasten mit einem deutlich sichtbaren Hinweis auf 
die zulässige Tragfähigkeit versehen sind. Sofern unterschiedli-
che Betriebszustände möglich sind, ist die zulässige Tragfähig-
keit für die einzelnen Betriebszustände anzugeben. Lastaufnah-
meeinrichtungen sind so zu kennzeichnen, dass ihre für eine 
sichere Verwendung grundlegenden Eigenschaften zu erkennen 
sind. Arbeitsmittel zum Heben von Beschäftigten müssen hier-
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für geeignet sein sowie deutlich sichtbar mit Hinweisen auf die-
sen Verwendungszweck gekennzeichnet werden.

2.3	 Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu treffen, die verhindern, 
dass Lasten 

	 a) sich ungewollt gefährlich verlagern, herabstürzen oder
	 b) unbeabsichtigt ausgehakt werden können.

	 Wenn der Aufenthalt von Beschäftigten im Gefahrenbereich 
nicht verhindert werden kann, muss gewährleistet sein, dass Be-
fehlseinrichtungen zur Steuerung von Bewegungen nach ihrer 
Betätigung von selbst in die Nullstellung zurückgehen und die 
eingeleitete Bewegung unverzüglich unterbrochen wird.

2.3.1	 Das flurgesteuerte Arbeitsmittel zum Heben von Lasten muss 
für den steuernden Beschäftigten bei maximaler Fahrgeschwin-
digkeit jederzeit beherrschbar sein.

2.3.2	 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel zum 
Heben von Lasten bei Hub-, Fahr- und Drehbewegungen abge-
bremst und ungewollte Bewegungen des Arbeitsmittels verhin-
dert werden können.

2.3.3	 Kraftbetriebene Hubbewegungen des Arbeitsmittels zum Heben 
von Lasten müssen begrenzt sein. Schienenfahrbahnen müssen 
mit Fahrbahnbegrenzungen ausgerüstet sein.

2.3.4	 Können beim Verwenden von Arbeitsmitteln zum Heben von 
Lasten Beschäftigte gefährdet werden und befindet sich die Be-
fehlseinrichtung nicht in der Nähe der Last, müssen die Arbeits-
mittel mit Warneinrichtungen ausgerüstet sein.

Arbeiten im Hochsicherheitsbereich: Das Tor des Forschungsreaktors in Jülich wird angeschlagen und entfernt.  � KM-Bilder



KM Recht

64 Kranmagazin   KM Nr. 115 | 2017

2.3.5	 Der Rückschlag von Betätigungseinrichtungen handbetriebener 
Arbeitsmittel zum Heben von Lasten muss begrenzt sein.

2.4	 Beim Heben oder Fortbewegen von Beschäftigten sind insbe-
sondere die folgenden besonderen Maßnahmen zu treffen: 

	 a) Gefährdungen durch Absturz eines Lastaufnahmemittels sind 
mit geeigneten Vorrichtungen zu verhindern. Lastaufnahme-
mittel sind an jedem Arbeitstag auf einwandfreien Zustand zu 
überprüfen.

	 b) Das Herausfallen von Beschäftigten aus dem Personenauf-
nahmemittel des Arbeitsmittels zum Heben von Lasten ist zu 
verhindern.

	 c) Gefährdungen durch Quetschen oder Einklemmen der Be-
schäftigten oder Zusammenstoß von Beschäftigten mit Gegen-
ständen sind zu vermeiden.

	 d) Bei Störungen im Personenaufnahmemittel sind festsitzende 
Beschäftigte vor Gefährdungen zu schützen und müssen gefahr-
los befreit werden können.

	
	 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass das Heben von Be-

schäftigten nur mit hierfür vorgesehenen Arbeitsmitteln und 
Zusatzausrüstungen erfolgt. Abweichend davon ist das Heben 
von Beschäftigten mit hierfür nicht vorgesehenen Arbeitsmit-
teln ausnahmsweise zulässig, wenn 

	 a) die Sicherheit der Beschäftigten auf andere Weise gewährleis-
tet ist,

	 b) bei der Tätigkeit eine angemessene Aufsicht durch einen an-
wesenden besonders eingewiesenen Beschäftigten sichergestellt 
ist,

	 c) der Steuerstand des Arbeitsmittels ständig besetzt ist,

	 d) der mit der Steuerung des Arbeitsmittels beauftragte 
	      Beschäftigte hierfür besonders eingewiesen ist,
	
	 e) sichere Mittel zur Verständigung zur Verfügung stehen und
	  

f) ein Bergungsplan für den Gefahrenfall vorliegt.

2.5	 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
	 a) Beschäftigte nicht durch hängende Lasten gefährdet werden, 

insbesondere hängende Lasten nicht über ungeschützte Berei-
che, an denen sich für gewöhnlich Beschäftigte aufhalten, be-
wegt werden,

	 b) Lasten sicher angeschlagen werden,

	 c) Lasten, Lastaufnahme- sowie Anschlagmittel sich nicht unbe-
absichtigt lösen oder verschieben können,

	 d) den Beschäftigten bei der Verwendung von Lastaufnahme- 
und Anschlagmitteln angemessene Informationen über deren 
Eigenschaften und zulässigen Einsatzgebiete zur Verfügung ste-
hen,

Das regelgerechte Anschlagen ist klar definiert.  � KM-Bilder
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	 e) Verbindungen von Anschlagmitteln deutlich gekennzeichnet 
sind, sofern sie nach der Verwendung nicht getrennt werden,

	 f) Lastaufnahme- und Anschlagmittel entsprechend den zu 
handhabenden Lasten, den Greifpunkten, den Einhakvorrich-
tungen, den Witterungsbedingungen sowie der Art und Weise 
des Anschlagens ausgewählt werden und

	 g) Lasten nicht mit kraftschlüssig wirkenden Lastaufnahmemit-
teln über ungeschützte Beschäftigte geführt werden.

2.6	 Lastaufnahme- und Anschlagmittel sind so aufzubewahren, dass 
sie nicht beschädigt werden können und ihre Funktionsfähigkeit 
nicht beeinträchtigt werden kann.

2.7	 Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln 
zum Heben von nicht geführten Lasten

2.7.1	 Überschneiden sich die Aktionsbereiche von Arbeitsmitteln zum 
Heben von nicht geführten Lasten, sind geeignete Maßnahmen 
zu treffen, um Gefährdungen durch Zusammenstöße der Ar-
beitsmittel zu verhindern. Ebenso sind geeignete Maßnahmen zu 
treffen, um Gefährdungen von Beschäftigten durch Zusammen-
stöße von diesen mit nichtgeführten Lasten zu verhindern.

2.7.2	 Es sind geeignete Maßnahmen gegen Gefährdungen von Be-
schäftigten durch Abstürzen von nicht geführten Lasten zu tref-
fen. Kann der Beschäftigte, der ein Arbeitsmittel zum Heben 
von nicht geführten Lasten steuert, die Last weder direkt noch 
durch Zusatzgeräte über den gesamten Weg beobachten, ist er 
von einem anderen Beschäftigten einzuweisen.

2.7.3	 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass 
	 a) nicht geführte Lasten sicher von Hand ein- und ausgehängt 

werden können,

	 b) die Beschäftigten den Hebe- und Transportvorgang direkt 
oder indirekt steuern können,

	 c) alle Hebevorgänge mit nicht geführten Lasten so geplant und 
durchgeführt werden, dass die Sicherheit der Beschäftigten ge-
währleistet ist. Soll eine nicht geführte Last gleichzeitig durch 
zwei oder mehrere Arbeitsmittel angehoben werden, ist ein Ver-
fahren festzulegen und zu überwachen, das die Zusammenarbeit 
der Beschäftigten sicherstellt,

	 d) nur solche Arbeitsmittel zum Heben von nicht geführten 
Lasten eingesetzt werden, die diese Lasten auch bei einem teil-
weisen oder vollständigen Energieausfall sicher halten; ist dies 
nicht möglich, sind geeignete Maßnahmen zu treffen, damit die 
Sicherheit der Beschäftigten gewährleistet ist. Hängende, nicht 
geführte Lasten müssen ständig beobachtet werden, es sei denn, 
der Zugang zum Gefahrenbereich wird verhindert, die Last wur-
de sicher eingehängt und wird im hängenden Zustand sicher ge-
halten,

	 e) die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von nicht ge-
führten Lasten im Freien eingestellt wird, wenn die Witterungs-
bedingungen die sichere Verwendung des Arbeitsmittels beein-
trächtigen, und

	 f) die vom Hersteller des Arbeitsmittels zum Heben nicht ge-
führter Lasten vorgegebenen Maßnahmen getroffen werden; 
dies gilt insbesondere für Maßnahmen gegen das Umkippen des 
Arbeitsmittels.

	 Die Benutzung der Arbeitsmittel bleibt dazu geeigneten, unter-
wiesenen oder beauftragten Beschäftigten vorbehalten. Trifft 
dies für Beschäftigte nicht zu, dürfen diese Arbeitsmittel nur un-
ter Aufsicht der Beschäftigten nach Satz 1 benutzt werden.

„Betreiben von Arbeitsmitteln“
(Auszug DGUV-R 100-500 = früher BGR 500, Kapitel 2.8, Abschnitt 3.2)
Der Unternehmer darf mit der selbstständigen Anwendung von Last-
aufnahmeeinrichtungen nur Personen beauftragen, die mit diesen 
Aufgaben vertraut sind.

Erläuterung: Mit diesen Arbeiten vertraut sein schließt mit ein, dass 
die betreffenden Personen entsprechend der Aufgabenstellung unter-
wiesen worden sind und die Betriebsanleitung sowie die infrage kom-
menden betrieblichen Anweisungen kennen und dass insbesondere 
folgende Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt werden:
– 	Abschätzen des Gewichtes der Last,
– 	Abschätzen der Schwerpunktlage von Lasten,
– 	Kenntnisse über zur Verfügung stehende Anschlagmittel, Trag-	

fähigkeit von Anschlagmitteln in Abhängigkeit von der Zahl der 
Stränge, Anschlagart und Neigungswinkel, Auswahl geeigneter 
Anschlagmittel,

– 	Sicherung gegen unbeabsichtigtes Aushängen,
– 	Verhalten beim Anschlagen, Anheben und Transport,
– 	Zeichengebung, DIN 33409 Handzeichen für Anschläger, 
– 	Vermeidung von Schäden an Anschlagmitteln, Kantenschutz,
– 	Verhalten beim Absetzen und Lösen der Anschlagmittel,
– 	Ablegereife von Anschlagmitteln, Prüfung,
– 	Aufbewahrung von Anschlagmitteln.

Ausbildung
Die Ausbildungsdauer zum Erwerb des Fachausweises für Anschlä-
ger im Hebezeugbetrieb beträgt 2 Tage. Hilfestellung gibt dazu die 
DGUV-Information 209-013 (Sicherheitslehrbrief für Anschläger = 
früher BGI 556). Außerdem sind hilfreiche Ausbildungsprogramme 
am Markt verfügbar, so insbesondere das eLearning-Programm von 
Krassmann Produktion „Sicheres Anschlagen von Lasten“ (http://
www.betriebinbestform.de/ausbildung-fuer-anschlaeger.html).

Unterweisung
Eine jährliche Unterweisung für die Anschläger im Hebezeugbetrieb 
hat nach § 4 der DGUV Vorschrift 1 stattzufinden: „Der Unternehmer 
hat den Versicherten über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der 
Arbeit, insbesondere über die mit ihrer Arbeit verbundenen Gefähr-
dungen und die Maßnahmen zu ihrer Verhütung, entsprechend § 12 
Abs. 1 Arbeitsschutzgesetz sowie bei einer Arbeitnehmerüberlassung 
entsprechend § 12 Abs. 2 Arbeitsschutzgesetz zu unterweisen; die Un-
terweisung muss erforderlichenfalls wiederholt werden, mindestens 
aber einmal jährlich erfolgen, sie muss dokumentiert werden.“

Das gilt nicht nur für Kranführer, sondern auch für Einweiser und An-
schläger.
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